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Salzbelastung des Grundwassers im Grenzbereich Elsaß/Baden 


Vorbemerkung 

Die Überwachung des Grundwassers obliegt den Bundesländern 
in eigener Zuständigkeit. Der Bundesregierung liegen keine 
detaillierten Informationen über die Grundwasseruntersuchungen 
auf Salz im baden-württembergischen Teil der Oberrheinebene 
vor. Gleiches gilt auch für die Grundwassersituation im Elsaß. 


Die Belastung und Gefährdung des Grundwassers mit Nitraten und 
Pestiziden ist in Südbaden ein großes und bekanntes Problem. Um den 
Anforderungen der EG-Richtlinien an die Trinkwasserqualität zu genü- 
gen, werden zur Zeit verschiedene Brunnen gebohrt, um aus tieferen 
Bodenschichten sauberes Wasser zu gewinnen (z. B. in Sasbach am 
Kaiserstuhl). 

Doch dieser Versuch, den oberflächlichen Verunreinigungen für einige 
Jahrzehnte auszu weichen, könnte sich als teurer Trugschluß erweisen. 
Erste Aussagen von Experten (Badische Zeitung Lahr 22. März 1990 und 
BZ Emmendingen 5. April 1990) deuten eine neue, große Gefahr für die 
Trinkwasserreserven Südbadens an, nämÜch die großflächige Grund - 
Wasserverunreinigung tieferer Grundwasserschichten durch Salz. Spu- 
ren von Salz wurden bei Bohrungen in Sasbach am Kaiserstuhl festge- 
stellt, und das geologische Landesamt Baden- Württemberg bohrt in 
Kehl-Marlen einen Tiefbrunnen, um die Wanderung von Salzen im 
Grundwasserstrom festzustellen. 

Die große räumliche Entfemimg zwischen dem letztgenannten Ort der 
Bohrung in der Ortenau und den möglichen Quellen der Verunreini- 
gung geben Anlaß zur Sorge um die Trinkwasserreserven und die zu- 
künftige Wasserversorgung. 

1. Welche Untersuchungsergebnisse über die Wanderung der Salze 
im Oberrheingebiet hegen bereits vor? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 13. Juni 1990 übermittelt. 
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Im Jahr 1977 wurde von der Arbeitsgruppe „Rheingrundwasser" 
des Europarates eine Karte der Salzbelastung im Oberrheingebiet 
erarbeitet. 1986 ist die Zusammenfassung eines Berichts des geo- 
logischen Dienstes des Elsaß erschienen. 

Danach geht die Salzbelastung von den Salzhalden nahe Mul- 
house aus; in Rheinnähe macht sich der Einfluß des infiltrierenden 
Rheinwassers bemerkbar. 


2. Mit welcher Geschwindigkeit breiten sich Salze im Grundwasser 
aus? 


Salz (NaCl) wird im Untergrund nicht adsorbiert und breitet sich 
mit Grundwassergeschwindigkeit aus. Die Grundwasserfließge- 
schwindigkeiten im Oberrheingebiet dürften je nach örtlichen 
hydrogeologischen Verhältnissen einige Meter pro Tag betragen. 


3. An welchen Orten im Elsaß und in Baden wurden bereits Auswir- 
kungen in den Brunnen festgestellt, die sich auf Salzbelastungen 
des Grundwassers zurückführen lassen? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Wasserversorgung der 
Stadt Colmar von der Salzbelastung des Grundwassers betroffen 
wurde. Weitere Informationen liegen ihr nicht vor. 


4. Wo ist im Moment die Spitze der Verschmutzungsfahne, wo wird 
sie vermutet? 


Nach den oben erwähnten Karten liegt die Spitze der Verschmut- 
zungsfahne im Bereich von Selestat. 


5. In welchen Orten im Elsaß und in Baden sind die Trinkwasser- 
Grenzwerte aufgrund der Salzbelastung bereits überschritten? 


Siehe Antwort zu Frage 3. 


6. Liegt die Ursache der Verschmutzung beim Kalibergbau im Elsaß 
oder sind auch die ehemaligen Kaliminen in Südbaden (Buggingen) 
Mitverursacher? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ursache der Salzbe- 
lastung des Grundwassers auf die Abraumhalden des elsässischen 
Kalibergbaus und in Rheinnähe auf Rheinuferfiltrat zurückzufüh- 
ren ist. Im übrigen siehe Antwort zu Frage 3. 


?. Sind die jetzt vorhandenen Belastungen auf die Auswaschung der 
Salzhalden und einen oberflächlichen Salzeintrag oder auf die Ver- 
pressung der Salze in tiefere Schichten zurückzuführen? 
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Nach Kenntnis der Bundesregierung ist die Grundwasserbela- 
stung auf die Auswaschung von Abraumhalden zurückzuführen, 
rheinnahes Grundwasser ist zudem durch infiltriertes Rheinwas- 
ser belastet. 

Eine Verbesserung salzhaltiger Wässer in den Untergrund hat 
nach Kenntnis der Bundesregierung nicht in nennenswertem Um- 
fang stattgefunden. 


8, Läßt eine Analyse der geringen Verunreinigungen im neuen Sas- 
bacher Brunnen Rückschlüsse auf mögliche Verursacher zu, oder ist 
diese Venmreinigung möglicherweise auf natürliche Salzvorkom- 
men in der Umgebung der Bohrung zurückzuführen? 


Siehe Antwort auf Frage 3. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die langfristige Grundwasser- 
situation im Grenzbereich Elsaß/Baden aufgrund der Belastung und 
Bedrohung durch Nitrat, Pestizide imd Salz? 


Siehe Antwort auf Frage 3. 


10. Was unternehmen die Bundesregierung und die französische 
Regierung konkret gegen die Ursache der Salzbelastung, d.h. 
gegen die Auswaschung der Halden und gegen die Verpressung 
des Salzes in tiefere Schichten? 


Da sich die Halden auf französischem Hoheitsgebiet befinden, ist 
allein die französische Regierung zuständig; sie unterrichtet die 
Bundesregierung im Rahmen der Internationalen Kommission 
zum Schutz des Rheins über die getroffenen Maßnahmen. Nach 
Kenntnis der Bundesregierung sind die Lagerflächen, auf denen 
entsprechend Artikel 2 Chloridübereinkommen das Salz ab Ja- 
nuar 1987 gelagert wird, gegen Versickern im Grundwasser ab- 
gedichtet. Eine Verpressung von salzhaltigen Abwässern ist nicht 
vorgesehen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die französische Regierung 
zur Sanierung der alten Halden Maßnahmen ergriffen hat. 
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